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Verrückte Verhältnisse? Wahlverhalten 
und Parteienwettbewerb in Baden-
Württemberg zwischen 2011 und 2016
Marc Debus

Zusammenfassung
Der Beitrag zeichnet die Entwicklung des Parteienwettbewerbs in Baden-
Württemberg zwischen 2011 und 2016 nach und geht dabei insbesondere den 
Fragen nach, warum die Sozialdemokraten so schwach in diesem Bundesland 
verankert sind, wie sich die programmatischen Positionen der Parteien ent-
wickelt haben und welche Koalitionsoptionen nach der Landtagswahl 2016 
wahrscheinlich sind. Auf der Grundlage von Theorien des Wahlverhaltens 
und der Koalitionsbildung werden Erwartungen formuliert, die mithilfe von 
Umfragedaten und einem Datensatz zur Regierungsbildung in den deutschen 
Bundesländern seit 1990 getestet werden. Die Ergebnisse zeigen, dass der 
SPD in Baden-Württemberg die Verankerung im gewerkschaftlich organisier-
ten Arbeitermilieu fehlt, und dass – vor allem aufgrund der Koalitionsaussage 
der FDP – eine Koalition aus Grünen und CDU das wahrscheinlichste Ergeb-
nis der Regierungsbildung ist.

1	� Einleitung und Fragestellung

Die Landtagswahlen in Baden-Württemberg vom März 2011 haben dadurch zur 
Bereicherung der Parteienkonstellationen wie auch der Koalitionsoptionen beige-
tragen, dass die Sozialdemokraten (SPD) als „catch all party“ (Kirchheimer 1965) 

© Springer Fachmedien Wiesbaden 2017 
F. Hörisch und S. Wurster (Hrsg.), Das grün-rote Experiment in 
Baden-Württemberg, DOI 10.1007/978-3-658-14868-3_2

M. Debus (*) 
Fakultät für Sozialwissenschaften, Universität Mannheim, Mannheim, Deutschland
E-Mail: marc.debus@uni-mannheim.de



16 M. Debus

sowie als Juniorpartner eine Koalitionsregierung unter Führung der „niche party“ 
(Meguid 2005) Bündnis 90/Die Grünen eingegangen sind, die im 2011 gewählten 
Landtag mandatsmäßig stärker als die SPD war. Mit Hinblick auf das Wahlergeb-
nis bei der Landtagswahl 2016 fällt die Bilanz für die beiden Regierungsparteien 
mehr als gemischt aus: während die Grünen zum ersten Mal in ihrer Geschichte 
stärkste Partei bei einer Landtagswahl wurden und 30,3 % der Stimmen erreich-
ten, brachen die Sozialdemokraten auf 12,7 % und damit auf ein historisches Tief 
im deutschen Südwesten ein. Für die grün-rote Koalitionsregierung von Minister-
präsident Kretschmann und seinem Stellvertreter, Finanz- und Wirtschaftsminis-
ter Schmid (SPD), ist das Ergebnis 2016 insgesamt betrachtet eine Niederlage: 
da die grün-rote Koalitionsregierung im neu gewählten Stuttgarter Landtag keine 
Mehrheit mehr hat, wird sie nicht fortgesetzt werden können. Es zeigt sich, dass 
selbst wenn der kleinere Koalitionspartner ein wirtschafts- und finanzpolitisches 
„Superministerium“ kontrolliert, die Wähler eine gute ökonomische Lage der Par-
tei des Regierungschefs zuschreiben, sodass diese bei einem retrospektiv ausge-
richteten Wahlverhalten – auf Kosten des kleinen Koalitionspartners – profitiert 
(vgl. Debus et al.  2014).

Aufgrund des Einzugs der „Alternative für Deutschland“ (AfD) in den Land-
tag 2016 ergibt sich – im Gegensatz zu 2011 – keine Mehrheit für eines der bei-
den Lager aus Christdemokraten (CDU) und Freien Demokraten (FDP) einerseits 
sowie SPD und Grünen andererseits. Dies hat bereits vor der Wahl dazu geführt, 
dass über bislang abgelehnte oder zumindest nicht besonders gewünschte Koaliti-
onen wie die der „Ampel“ aus Grünen, SPD und FDP, die bei den Liberalen bis-
lang auf wenig Anklang stieß, als – zwar ungeliebte – Alternative zu 
„Schwarz-Grün“ oder einer Koalition aus CDU und Sozialdemokraten seitens der 
Medien wie der beteiligten Parteien offen diskutiert wurde.1 Auch eine so 
genannte „Deutschland-Koalition“ aus Union, SPD und Freien Demokraten 
rückte insbesondere die FDP und – nach den Wahlen – auch die CDU in den Mit-
telpunkt des Interesses als Alternative zu einer „Ampel“ oder zu einer „grün-
schwarzen“ Koalition. Dass ein Bündnis aus Grünen und Union nach den Wahlen 
die einzige mehrheitsfähige Option ist, hat vor allem den Grund, dass sich die 
Liberalen nach der Wahl endgültig einer „Ampelkoalition“ verweigerten und die 

1http://www.esslinger-zeitung.de/region/baden-wuerttemberg_artikel,-%E2%80%9Ekanzlerin-
muss-verheerende-fehler-einraeumen%E2%80%9C-_arid,2018357.html; http://www.spiegel.
de/politik/deutschland/baden-wuerttemberg-die-ampel-steht-vor-dem-comeback-a-1070555.
html (Zugriff jeweils am 22. Januar 2016).

http://www.esslinger-zeitung.de/region/baden-wuerttemberg_artikel%2c-%25E2%2580%259Ekanzlerin-muss-verheerende-fehler-einraeumen%25E2%2580%259C-_arid%2c2018357.html
http://www.esslinger-zeitung.de/region/baden-wuerttemberg_artikel%2c-%25E2%2580%259Ekanzlerin-muss-verheerende-fehler-einraeumen%25E2%2580%259C-_arid%2c2018357.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/baden-wuerttemberg-die-ampel-steht-vor-dem-comeback-a-1070555.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/baden-wuerttemberg-die-ampel-steht-vor-dem-comeback-a-1070555.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/baden-wuerttemberg-die-ampel-steht-vor-dem-comeback-a-1070555.html
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SPD für sich die Teilnahme an einer „Deutschland-Koalition“ mit CDU und FDP 
ausschloss.

Diese im Vergleich zur Bundes- wie Landesebene einmaligen Verhältnisse 
in der Parteien- und Koalitionskonstellation – 2011 die SPD und 2016 die CDU 
als kleiner Koalitionspartner der ansonsten gegenüber den beiden Parteien fast 
immer mit geringeren Stimmen- und Sitzanteilen ausgestatteten Grünen sowie 
die Öffnung gegenüber neuen Koalitionskonstellationen aufgrund der Stärke der 
AfD – werfen die folgenden zwei Forschungsfragen auf: Wodurch ist, erstens, die 
Schwäche der Sozialdemokraten in Baden-Württemberg begründet, auf der die 
„verrückten Verhältnisse“ nachhaltig fußen, und wie wahrscheinlich sind die ver-
schiedenen Koalitionsmöglichkeiten in Baden-Württemberg tatsächlich gewesen?

Um diese Fragen zu beantworten, wird zum einen die Entwicklung des Partei-
enwettbewerbs in Baden-Württemberg zwischen den Landtagswahlen 2011 und 
2016 kurz nachgezeichnet und zum anderen in theoretische Ansätze eingeführt, 
die helfen können, das Phänomen der Schwäche der SPD in Baden-Württemberg 
zu erklären. Während auf sozialstrukturell-interessengeleitete sowie sozialpsy-
chologische Theorien zur Erklärung der SPD-Wahlabsicht zurückgegriffen wird, 
erfolgt die Ermittlung der Muster des baden-württembergischen Parteienwettbe-
werbs zwischen 2011 und 2016 sowie der dominierenden Koalitionsoptionen in 
Folge der Landtagswahl 2016 über formale wie institutionell-kontextorientierte 
Koalitionstheorien und deren Anwendung auf die Regierungsbildung in den deut-
schen Bundesländern seit 1990 (vgl. Bräuninger und Debus 2008, 2011, 2012; 
Debus 2011; Debus und Müller 2011). Aus den Ergebnissen dieser zweistufigen 
Analyse werden Implikationen für die Entwicklung des Parteienwettbewerbs 
in Baden-Württemberg und – mit Hinblick auf die kommende Bundestagswahl 
2017 – auch auf Bundesebene abgeleitet. Dabei wird wie folgt vorgegangen: 
Der nächste Abschnitt zeichnet kurz die Entwicklung des Parteienwettbewerbs 
in Baden-Württemberg zwischen 2011 und 2016 nach. Im dritten Abschnitt wer-
den die relevanten Theorien des Wahlverhaltens sowie der Koalitionsbildung 
kompakt vorgestellt und Erwartungen abgeleitet, die in Abschn. 5 einem empiri-
schen Test unterzogen werden. Zuvor wird im vierten Abschnitt auf die heran-
gezogenen Daten – die Landtagswahlstudien der Forschungsgruppe Wahlen zu 
den Landtagswahlen in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz 2011 sowie die 
Wahlprogramme der baden-württembergischen Parteien zu den Landtagswahlen 
2011 und 2016 – als auch auf das methodische Vorgehen näher eingegangen. Die 
Schlussbetrachtung fasst die gewonnenen Erkenntnisse zusammen und gibt einen 
Ausblick auf die künftige Entwicklung der Muster von Parteienwettbewerb und 
Regierungsbildung in Deutschland.



18 M. Debus

2	� Parteiensystem und Parteienwettbewerb 
in Baden-Württemberg zwischen 2011 und 2016

Die Landtagswahl vom 27. März 2011 in Baden-Württemberg stand maßgeblich 
unter den Vorzeichen des seit dem Spätsommer an Intensität drastisch gewonne-
nen Konflikts um den Umbau des Stuttgarter Hauptbahnhofs und den damit ein-
hergehenden Auseinandersetzungen zwischen Polizei und Demonstranten sowie 
der Reaktorkatastrophe im japanischen Fukushima, die sich am 11. März 2011 
ereignete (vgl. für eine ausführliche Analyse die Beiträge in Wagschal et al. 2013; 
Gabriel et al. 2014). Vor dem Hintergrund dieser beiden Faktoren sowie der Sym-
pathie, die dem Grünen-Spitzenkandidaten Winfried Kretschmann im Gegensatz 
zum amtierenden Ministerpräsidenten Stefan Mappus (CDU) entgegengebracht 
wurde, erzielte die bisherige Opposition aus SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
eine Mehrheit der Mandate im Stuttgarter Landtag und konnte die amtierende 
Regierungskoalition aus CDU und Freien Demokraten ablösen (vgl. Roth 2013). 
Zum ersten Mal seit 1953 wurde kein Christdemokrat Ministerpräsident des 1952 
gegründeten Südweststaates, sondern mit Winfried Kretschmann der Spitzenkan-
didat von Bündnis 90/Die Grünen. Somit hat – aus dem Blickwinkel der Parteien-
konstellation und der parteipolitischen Zusammensetzung von Regierung und 
Opposition – die Landtagswahl vom März 2011 aus zweierlei Gründen für „ver-
rückte Verhältnisse“ in Baden-Württemberg gesorgt: zum einen durch die erste 
Wahl eines Politikers, der nicht der CDU bzw. einer Partei des bürgerlichen 
Lagers angehörte2, zum Ministerpräsidenten und zum anderen aufgrund der Tat-
sache, dass die SPD zum ersten Mal bei einer Landtagswahl in Deutschland 
schwächer abschnitt als die Grünen und damit nur als Juniorpartner in eine grün-
rote Koalition eintreten konnte.

In Tab. 1 finden sich die Wahlergebnisse der Landtagswahl vom März 2011, 
der Bundestagswahl vom September 2013, die Resultate der Wahlen zum Euro-
päischen Parlament, den Kreistagen und Gemeinderäten, die jeweils im Mai 2014 
stattfanden, sowie der Landtagswahl vom März 2016. Es wird auf der einen Seite 
deutlich, dass Bündnis 90/Die Grünen ihren knappen Vorsprung gegenüber der 
SPD, den sie bei der Landtagswahl 2011 errungen hatten, bei den Folgewahlen 
zu Parlamenten auf anderen Ebenen des politischen Systems nicht verteidigen 
konnten. Vor dem Hintergrund, dass in Folge der „Energiewende“ die Salienz des 
Issues Atomenergie zurückgegangen ist und die Debatte um „Stuttgart 21“ nach 

2Von 1952 bis 1953 stand Ministerpräsident Reinhold Maier (FDP) einer Koalitionsregie-
rung aus SPD und Heimatvertriebenen (BHE) vor.
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dem Volksentscheid im November 2011 ebenfalls abflachte sowie andere The-
men die Wahlkämpfe auf europäischer, nationaler und kommunaler Ebene 2013 
und 2014 dominierten, ist es nicht überraschend, dass die Grünen den Rang der 
zweitstärksten Partei in Baden-Württemberg vor der SPD zunächst nicht erneut 
erringen konnten. Jedoch verdeutlichen die in Tab. 1 abgetragenen Ergebnisse, 
dass die Sozialdemokraten, die 2011 ihr bis dahin schlechtestes Ergebnis bei 
einer Landtagswahl in Baden-Württemberg erzielt haben, ihren Stimmenanteil 
im Südwesten im Vergleich weder zur Bundestags- noch zur Europawahl steigern 
konnten und somit nicht mehr als 23 % der abgegebenen Stimmen erzielten. Bei 
den Wahlen zu Kreistagen und Gemeinderäten 2014 lag das Wahlresultat der SPD 
mit jeweils 18,2 % der Stimmen noch niedriger, um bei der Landtagswahl 2016 
mit 12,7 % auf einen neuen Tiefstand zu fallen. Gleichzeitig konnten die Grünen 

Tab. 1   Wahlergebnisse in Baden-Württemberg bei Bundestags-, Landtags-, Europa- und 
Kommunalwahlen in der Legislaturperiode von 2011 bis 2016 in Prozent

Anmerkung: Stimmenanteile für gemeinsame Listen von Wählervereinigungen und Par-
teien wurden bei den Ergebnissen für die jeweiligen Parteien mit eingerechnet. (Quelle: 
https://www.statistik-bw.de/Wahlen/ 6. April 2016)
LTW: Landtagswahl; BTW: Bundestagswahl; EW: Wahl zum Europäischen Parlament; 
KTW: Kreistagswahl; GRW: Gemeinderatswahl

LTW 2011 BTW 2013 
(Zweitstim-
men)

EW 2014 KTW 2014 GRW 2014 LTW 
2016

CDU 39,0 45,7 39,3 34,7 29,5 27

Bündnis 90/
Die Grünen

24,2 11 13,2 13,4 12,2 30,3

SPD 23,1 20,6 23 18,2 18,2 12,7

FDP 5,3 6,2 4,1 6,0 4,4 8,3

Die Linke 2,8 4,8 3,6 2,4 1,8 2,9

AfD 5,2 7,9 0,9 1,5 15,1

Piraten 2,1 2,3 1,2 0,1 0,5 0,4

NPD 1,0 1,0 0,6 0,0 0,1 0,4

Republikaner 1,1 0,4 0,6 0,3 0,1 0,3

Freie Wähler/
Wählerverei-
nigungen

– 0,6 2,3 23,2 31,4 –

Sonstige 1,4 2,8 4,2 0,8 0,3 2,6

https://www.statistik-bw.de/Wahlen/
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stabil zweistellige Ergebnisse zwischen 11 und 13,4 % erreichen, 2016 schließ-
lich mit 30,3 % sogar stärkste Partei werden.

Dieser einfache Vergleich verdeutlicht die strukturelle Schwäche, mit der sich 
die SPD in Baden-Württemberg konfrontiert sieht. Dieser Eindruck wird noch 
verstärkt, wenn berücksichtigt wird, dass die Sozialdemokraten zum Zeitpunkt 
der Landtagswahl 2016 keinen einzigen Landratsposten stellen und auch auf 
Ebene der neun kreisfreien Städte – trotz einer momentanen Kontrolle des Ober-
bürgermeisteramtes in Mannheim, Karlsruhe, Pforzheim und Heilbronn – Kon-
kurrenz nicht nur durch CDU und Freie Wähler bzw. Parteiunabhängige, sondern 
auch durch die Grünen besteht, die derzeit die Oberbürgermeister von Stuttgart 
und Freiburg stellen.

Die Wahlergebnisse im Zeitraum der Legislaturperiode des 2011 gewählten 
Landtags zeigen zudem, dass die Freien Demokraten über ein halbwegs stabiles 
Wählerpotenzial im Südwesten verfügen: so konnten die Liberalen bei der Bun-
destagwahl 2013 6,2 % der Stimmen erzielen, während sie bundesweit mit 4,8 % 
der Stimmen den Einzug in den Bundestag verfehlten. Selbst bei den Kommu-
nalwahlen, die nach dem parlamentarischen Aus für die FDP auf Bundesebene 
stattfanden und bei denen bürgerliche Parteien wie die Liberalen starker Konkur-
renz seitens der Wählervereinigungen ausgesetzt sind, lag ihr Stimmenanteil bei 
den Kreistagswahlen in Baden-Württemberg bei sechs Prozent. Gleichzeitig war 
die CDU – abgesehen von der Gemeindeebene – die stimmenstärkste Partei in 
Baden-Württemberg. Dies hat sich mit der Landtagswahl 2016 jedoch geändert.

Die strukturelle Schwäche der SPD im Südwesten wird häufig auf das Fehlen 
eines ausgeprägten, sich langfristig etablierten Industriearbeitermilieus zurück-
geführt. Ein für sozialdemokratisch-linke Parteien günstiges „sozial-moralisches 
Milieu“ (Lepsius 1973) konnte demnach aufgrund der Nebentätigkeit vieler 
Arbeiter in der Landwirtschaft in den württembergischen Industrieregionen um 
Stuttgart und Heilbronn nicht entstehen. Durch die hohe Anzahl so genannter 
„Arbeiterbauern“ bildete sich kein rein proletarisches Milieu heraus. Diese Art 
von doppelter Berufstätigkeit und der dadurch weiter bestehenden Verwurze-
lung im ländlich-agrarischen Umfeld begünstigte vielmehr liberale und insbe-
sondere christlich-konservative Parteien mit ausgeprägtem wohlfahrtsstaatlichen 
Profil, wie etwa die Zentrumspartei in der Weimarer Republik und die CDU in 
der Bundesrepublik. Dieses Muster kann sich durch die „Akademisierung“ der 
SPD ab den 1970er Jahren und damit der zurückgehenden Dominanz der „klas-
sischen“ Arbeiterbewegung innerhalb der deutschen Sozialdemokratie noch ver-
stärkt haben (vgl. Lösche 1994). Ein Indikator hierfür ist die Anzahl der von der 
SPD bei baden-württembergischen Landtagswahlen noch gewonnenen Direkt-
mandate und in welcher Region diese erzielt wurden. Während die SPD bei den 
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Landtagswahlen zwischen 1952 und 1964 noch zwischen 20 und 33 der 74 bzw. 
seit 1956 70 Mandate direkt gewinnen konnte, so waren es 1968 und 1972 noch 
9 bzw. 10 Wahlkreise und in der Folgezeit nie mehr als 7 Direktmandate (vgl. 
http://www.wahlen-in-deutschland.de/blBawue.htm). Bei den Landtagswahlen 
1976, 1996, 2006 und 2011 errang die SPD sogar nur noch in einem Wahlkreis 
die meisten Stimmen, 2016 war sie in keinem Wahlkreis mehr die stärkste Par-
tei. Während 1968 und 1972 neben Wahlkreisen aus Mannheim die SPD auch in 
manchen Wahlkreisen Stuttgarts, Heilbronns, Esslingens und Freiburgs Erfolge 
erzielen konnte, blieb nur der Mannheimer Norden bis einschließlich der Land-
tagswahl 2011 in Händen der Sozialdemokraten. Abgesehen von der Landtags-
wahl 2001 konnte die CDU mit nur sehr wenigen Ausnahmen in den – industriell 
geprägten, aber im Gegensatz zum Mannheimer Norden nicht mit ausgeprägten 
Arbeitermilieustrukturen unterfütterten – Wahlkreisen in Stuttgart und Umgebung 
die meisten Stimmen erzielen. Stattdessen gewann die SPD in den 1980er und 
1990er Jahren entgegen dem Landestrend mitunter Direktmandate in universitär 
geprägten Wahlkreisen wie Freiburg oder Heidelberg.

Diese strukturelle Schwäche der Sozialdemokraten kann auch mit den spezi-
fischen Mustern der ideologischen Parteienkonstellation in Baden-Württemberg 
zusammenhängen. Inhaltsanalysen der programmatischen Dokumente der baden-
württembergischen Landtagsparteien zeigen, dass die Positionen von Christ- und 
Sozialdemokraten sowie die von FDP und Bündnis 90/Die Grünen sich relativ 
zentral in einem Politikraum befinden, der sich aus einer wirtschafts- und gesell-
schaftspolitischen Dimension zusammensetzt (Bräuninger und Debus 2008, 
2012). Zwar findet sich die für Deutschland typische „Benelux-Konstellation“ 
auch in Baden-Württemberg wieder, wo die Liberalen wirtschaftspolitisch der 
Union, gesellschaftspolitisch hingegen der SPD näherstehen (Laver und Hunt 
1992, S. 56; Bräuninger und Debus 2012, S. 60 ff.). Überraschend ist jedoch die 
schwach ausgeprägte konservative Haltung der Christdemokraten in der Gesell-
schaftspolitik sowie die Veränderungen, die FDP und Bündnisgrüne in ihrer pro-
grammatischen Ausrichtung im Zeitverlauf vollzogen haben. Insbesondere die 
Grünen wandelten sich zwischen 1992 und 2006 von einer eher „links“ ausge-
richteten hin zu einer moderaten politischen Kraft in wirtschafts- und sozialpoli-
tischen Fragen (Bräuninger und Debus 2012, S. 62), sodass in diesem Politikfeld 
zentristisch ausgerichtete Wähler in Baden-Württemberg ein ansprechendes Poli-
tikangebot nicht nur bei Union und SPD, sondern auch bei den Grünen finden 
konnten. Dies kann – mit Rückgriff auf das Distanz-Modell von Downs (1957) 
sowie auf inhaltliche Distanzen ausgerichtete Koalitionstheorien (Axelrod 1970; 
De Swaan 1973; Schofield 1993) – helfen, den Wahlerfolg der Grünen 2011 als 
auch die 2001 und 2006 als realistisch erachtete Koalitionsoption aus CDU und 

http://www.wahlen-in-deutschland.de/blBawue.htm
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Grünen zu erklären (Schneider 2001, S. 392; Gabriel und Völkl 2007, S. 20; 
Weber 2010, S. 124).

Von Interesse für die Erklärung der „verrückten Verhältnisse“ im Kon-
text der Wahlergebnisse in Baden-Württemberg ist daher, ob sozialstrukturelle 
Merkmale wie der Arbeiterstatus in Verbindung mit der Gewerkschaftsbindung 
einen Einfluss auf die Wahlabsicht zugunsten der SPD im Vergleich zu anderen 
Regionen Deutschlands haben. Im Zusammenhang mit den Mustern des Partei-
enwettbewerbs im Südwesten gilt es zu untersuchen, inwiefern die programma-
tischen Positionen der Landesparteien – gerade mit Hinblick auf den Einzug der 
rechtskonservativen „Alternative für Deutschland“ (AfD) in den Landtag – bis-
lang unerwünschte bis ausgeschlossene, „lagerübergreifende“ Koalitionen wie 
eine Ampelkoalition, Grün-Schwarz oder ein Bündnis aus CDU, SPD und FDP 
möglich erscheinen lassen. Bevor diesen Fragen empirisch nachgegangen wird, 
werden im folgenden Abschnitt zunächst theoretische Fundierungen für die 
Erklärung von Wahlverhalten und Parteienwettbewerb näher ausgeführt, um so in 
der Analyse hypothesengeleitet und damit strukturiert vorgehen zu können.

3	� Theoretische Zugänge zur Erklärung von 
Wahlverhalten, Parteienwettbewerb und 
Regierungsbildung

Ziel sozialwissenschaftlicher Forschung ist nicht das Beschreiben, sondern das 
theoretisch fundierte Erklären von gesellschaftlichen oder politischen Phänome-
nen sowie deren Ursprünge, Charakteristika und Konsequenzen. Daher wird im 
Folgenden kurz ein Überblick zu zentralen theoretischen Ansätzen der Erklärung 
des Wahlverhaltens gegeben, mit denen die Determinanten der SPD-Wahlabsicht 
in Baden-Württemberg ermittelt werden können, sowie formale und institutionell-
kontextuell ausgerichtete Theorien der Koalitions- und Regierungsbildung näher 
vorgestellt.

3.1	� Determinanten des Wahlverhaltens

Aus makrosoziologischer Perspektive und dabei mit Rückgriff auf die Theorie 
sozialer Konfliktlinien von Lipset und Rokkan (1967) kann davon ausgegangen 
werden, dass sich ein Wähler mit hoher Wahrscheinlichkeit für die Partei ent-
scheidet, die seine über die soziale Gruppenzugehörigkeit determinierten Interes-
sen am ehesten vertritt (vgl. Kohler 2002). In Deutschland repräsentieren CDU 
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und SPD die Interessen jeweils sozialstrukturell klar definierbarer Gruppen, wel-
che die Persistenz zweier grundlegender Konfliktlinien widerspiegeln (vgl. Pappi 
und Shikano 2002, S. 449 f.). Dies ist zum einen der Konflikt zwischen Staat und 
römisch-katholischer Kirche, der sich im „Kulturkampf“ der 1870er und 1880er 
Jahre herausgebildet und zur Gründung der Zentrumspartei als Interessenvertre-
tung der Katholiken in Deutschland auf politischer Ebene geführt hat. Begüns-
tigt durch die Gründung einer überkonfessionellen Partei in Form der CDU/CSU 
nach dem Zweiten Weltkrieg hat sich der Gegensatz zwischen „staatstragen-
den“ Protestanten und den so genannten „ultra-montanen“ Katholiken zu einem 
Gegensatz zwischen religiösen und nicht-religiösen Wählern gewandelt (vgl. 
Pappi 1985). Bürger mit einer hohen Kirchgangshäufigkeit, insbesondere wenn 
sie römisch-katholischer Konfession sind, haben gemäß zahlreicher Studien nach 
wie vor eine statistisch signifikant stärker ausgeprägte Wahrscheinlichkeit, CDU 
oder CSU zu wählen (vgl. etwa Pappi und Brandenburg 2010; Debus 2010, 2012; 
Roßteutscher 2012).

Ebenfalls der prominenten Individualisierungsthese (Beck 1986) entgegen 
steht der in Deutschland nach wie vor vorhandene Zusammenhang zwischen der 
Berufsgruppe eines Wählers und seiner Parteipräferenz bzw. Wahlabsicht. Die 
für die hier behandelte Fragestellung wichtigere, zweite Konfliktlinie verläuft 
zwischen abhängig Beschäftigten und Kapitaleignern und betrifft vor allem die 
Sozialdemokratische Partei, die den traditionellen Bündnispartner von Arbeitern 
und deren beruflichen Interessengemeinschaften in Form der Gewerkschaften 
darstellt (vgl. Kohler 2002, S. 58; Pappi 2002, S. 36 f.; Pappi und Shikano 2002, 
S. 449 f.), auch wenn sich dies seit der bundesweiten Etablierung der „Linken“ 
in Folge der wirtschafts- und sozialpolitischen Reformen der rot-grünen Bun-
desregierung unter Kanzler Gerhard Schröder (SPD) seit 2003 abgeschwächt hat 
(Pappi und Brandenburg 2010; vgl. auch Müller und Klein 2012). Studien zum 
Wahlverhalten und der Stärke der Parteien in Baden-Württemberg sehen die im 
zweiten Abschnitt dieses Beitrags bereits erwähnte strukturelle Schwäche der 
SPD im Südwesten dadurch bedingt, dass sie – im Gegensatz zur SPD allgemein 
oder in anderen Bundesländern – nicht auf ein sozialstrukturell verankertes, sta-
biles Stammwählerpotenzial in Form der (gewerkschaftlich gebundenen) Arbei-
terschaft zurückgreifen kann (vgl. Eith 2008). Prinzipiell sollten die industriellen 
Ballungs- und Dienstleistungszentren in Württemberg zwischen Stuttgart und 
Heilbronn eine ideale Basis für linke – sozialdemokratische oder sozialistische 
– Parteien darstellen, jedoch konnte aufgrund der häufigen Nebentätigkeit vieler 
Arbeiter in der Landwirtschaft kein für sozialdemokratisch-linke Parteien günsti-
ges „sozial-moralisches Milieu“ (Lepsius 1973) in diesen Regionen Baden-Würt-
temberg entstehen. Zu erwarten ist daher, dass – im Gegensatz zur Bundesebene 
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oder anderen Bundesländern – Arbeiter in Baden-Württemberg keine stärker aus-
geprägte Wahlabsicht zugunsten der Sozialdemokraten aufweisen.

Neben Faktoren, die in der Sozialstruktur begründet liegen, lassen sich the-
oriegeleitet weitere Faktoren identifizieren, die das Wahlverhalten beeinflussen 
und für die im statistischen Schätzmodell kontrolliert werden muss. Dies sind die 
einer Partei zugewiesene Kompetenz bei der Lösung von Problemen zu als rele-
vant angesehenen Sachfragen und eine Präferenz für den Spitzenkandidaten einer 
Partei (vgl. für eine Übersicht Pappi und Shikano 2007; Schoen und Weins 2014). 
Demzufolge sollte eine Präferenz für den SPD-Spitzenkandidaten Nils Schmid 
und eine den Sozialdemokraten zugewiesene Problemlösungskompetenz für die 
wichtigsten Sachfragen in Baden-Württemberg die Chancen auf Entwicklung 
einer SPD-Wahlabsicht positiv beeinflussen. Auch dem Geschlecht eines Wählers 
wird ein Einfluss auf das Wahlverhalten zugeschrieben: gemäß der Literatur zum 
„modern gender gap“ sollten zur Durchsetzung wohlfahrtsstaatlicher Policies, die 
unter anderem Frauen eine soziale Absicherung bieten, weibliche Wähler eher 
dazu tendieren, Parteien links der Mitte und damit auch die SPD zu wählen (vgl. 
Inglehart und Norris 2000; Giger 2009; Debus 2016). Da Landtagswahlen in ihrer 
Form als „second order election“ (Reif und Schmitt 1980) zudem als Möglich-
keit angesehen werden, die Bundesregierung abzustrafen, sollte – bei einer nega-
tiven Bewertung für die Arbeit der Bundesregierung – die Chance sinken, SPD 
zu wählen, wenn die Sozialdemokraten an der Regierung in Berlin beteiligt sind, 
bzw. steigen, wenn sie auf Bundesebene die Opposition stellen (vgl. Jeffery und 
Hough 2001; Burkhart 2005; Müller und Debus 2012). Schließlich kann – auf-
bauend auf der Literatur zum retrospektiven Wählen (Lewis-Beck und Stegmaier 
2000) – erwartet werden, dass bei einer im Bundesland Baden-Württemberg als 
gut empfundenen wirtschaftlichen Lage die Regierungsparteien wiedergewählt 
werden, wohingegen die Wähler bei einer als schlecht eingeschätzten Situation 
einen Anreiz darin sehen könnten, sich für die Opposition zu entscheiden. Wäh-
rend die SPD als Oppositionspartei 2011 von einer schlechten Einschätzung der 
wirtschaftlichen Lage profitieren sollte, sollte 2016 das Gegenteil der Fall sein.

3.2	� Determinanten der Koalitions- und 
Regierungsbildung

Die koalitionstheoretische Literatur identifiziert vier Faktoren und Prozesse als 
entscheidend für die parteipolitische Zusammensetzung einer Regierung. Diese 
sind 1) das Wahlergebnis bzw. die Sitzstärke der Parteien, auf die sich die an 
der Maximierung von politischen Ämtern ausgerichteten Koalitionstheorien 
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konzentrieren (von Neumann und Morgenstern 1944; Riker 1962; Peleg 1981; 
van Deemen 1989); 2) die sachpolitisch-inhaltliche Positionierung der partei-
politischen Akteure, was dem policy-orientierten Ansatz der Koalitionstheorie 
entspricht (vgl. Axelrod 1970; De Swaan 1973; Laver und Shepsle 1996); 3) die 
institutionell-kontextuellen Faktoren des politischen Prozesses allgemein und des 
Regierens im Besonderen (vgl. Strøm et al. 1994; Kropp 2001; Martin und Ste-
venson 2001, 2010; Bäck und Dumont 2008); 4) die seitens der Parteien mitunter 
geäußerten, positiv wie negativ formulierbaren Koalitionsaussagen (Golder 2006; 
Debus 2007, 2009).

Durch das Wahlergebnis wird zunächst die Menge an potenziell möglichen 
Koalitionen festgelegt (vgl. zum folgenden Debus 2011, S. 286 f.). Insofern die 
Parteien lediglich an Ämtern interessiert sind, stehen Sitzstärke und Anzahl der 
Koalitionspartner im Vordergrund des Interesses. Entsprechend gehen office-ori-
entierte Ansätze der kooperativen Koalitionstheorie davon aus, dass sich kleine 
oder kleinstmögliche Gewinnkoalitionen bilden (von Neumann und Morgenstern 
1944; Riker 1962) bzw. Gewinnkoalitionen mit einer möglichst geringen Anzahl 
an Parteien, sodass Verhandlungskosten gering ausfallen (Leiserson 1968). Auch 
in nicht-kooperativen Ansätzen kommt der Sitzstärke der Parteien eine wichtige 
Bedeutung zu. So hat die an Mandaten im Parlament stärkste Partei einen Vorteil 
sowohl bei der Wahl des „Regierungsbildners“ (formateur) als auch in den Koali-
tionsverhandlungen (vgl. Austen-Smith und Banks 1988).

Zweitens nehmen politische Akteure programmatische Standpunkte zu sach-
politischen Fragen ein. Diese Positionen bilden die Grundlage für die Koalitions-
präferenzen von sachpolitisch motivierten Parteien, die Koalitionen anhand ihres 
zu erwartenden Politikergebnis bewerten. Im Allgemeinen wird eine Partei solche 
Koalitionen anstreben, deren erwartbare Politik der eigenen Position nahe kommt. 
Daher beziehen policy-orientierte Ansätze der Koalitionstheorien die ideologi-
schen bzw. politikfeldspezifischen Positionen der Parteien ein und prognostizie-
ren die Wahl von Koalitionen mit geringer Heterogenität (vgl. Axelrod 1970; De 
Swaan 1973).

In Deutschland übt drittens der Mehrebenencharakter des politischen Systems 
einen Einfluss auf die Regierungsbildung aus. So wirken die bundespolitischen 
Mehrheitsverhältnisse auf die Regierungsbildung in den Bundesländern ein (vgl. 
Jun 1994; Kropp 2001; Pappi et al. 2005; Bräuninger und Debus 2008; Däubler 
und Debus 2009). Um ihre Politikziele auch im Bundesrat durchsetzen zu kön-
nen, sollten die an der Bundesregierung beteiligten Parteien versuchen, partei-
politisch gleiche Landesregierungen zu installieren, um damit das Lager der 
Regierungsländer im Bundesrat zu stärken. Umgekehrt ist zu erwarten, dass die 
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Oppositionsparteien auf Bundesebene die Schwächung des Regierungslagers zum 
Ziel haben.

Zudem kommt weiteren, „kontextuellen“ Merkmalen ein entscheidender Einfluss 
auf die parteipolitische Zusammensetzung von Regierungen zu (vgl. Strøm et al. 
1994; Martin und Stevenson 2010). So weisen Koalitionsoptionen mit Parteien, mit 
denen in der Vergangenheit bereits Erfahrungen im gemeinsamen Regieren gesam-
melt werden konnten, im Allgemeinen geringere Unsicherheiten und geringere 
Transaktionskosten auf (vgl. Bäck und Dumont 2007). Zu den Kontextmerkmalen 
zählt auch der Ausschluss von einer oder mehreren Parteien aus dem Koalitionsspiel 
aufgrund ihres Status als „Anti-System-Partei“. Einzelne Parteien können zum einen 
generell, also von allen anderen Mitbewerbern, von der Regierungsbildung a priori 
ausgeschlossen werden, zum anderen aber auch nur von einigen Parteien als von 
vornherein „nicht regierungsfähig“ deklariert werden (Debus 2007, 2009). Gleiches 
gilt – mit umgekehrtem Vorzeichen – für positiv formulierte Koalitionsaussagen oder 
Vorwahlallianzen (Decker 2009; vgl. Jun 1994; Martin und Stevenson 2001; Bräun-
inger und Debus 2008; Debus 2009).

Alle hier aufgeführten Faktoren tragen zur Erklärung der Regierungsbildung 
in den deutschen Bundesländern – allerdings in variierendem substanziellem Aus-
maß – bei. Das Ziel der zweiten Stufe der Analyse ist daher, auf der Basis der hier 
kurz vorgestellten theoretischen Zugänge zur Regierungs- und Koalitionsbildung 
eine empirisch fundierte Analyse und Vorhersage des Regierungsbildungsprozes-
ses in Baden-Württemberg nach der Landtagswahl 2016 vorzunehmen. Die dazu 
wie auch für die Analyse des Wahlverhaltens notwendigen Daten und Methoden 
werden im folgenden Abschnitt näher beschrieben.

4	� Daten und Methoden

Zur Evaluierung der im vorangegangenen Abschnitt hergeleiteten Erwartungen 
wird zum einen Datenmaterial benötigt, das die Ermittlung der Determinanten der 
SPD-Wahlabsicht ermöglicht. Da zur Landtagswahl 2016 die entsprechenden 
Umfragedaten noch nicht verfügbar sind, wird die Wahltagsbefragung der For-
schungsgruppe Wahlen e. V. herangezogen, die zur Landtagswahl 2011 erstellt 
wurde. Um zu überprüfen, ob die ermittelten Effekte theoretisch hergeleiteter 
Variablen auf die SPD-Wahlabsicht für Baden-Württemberg Besonderheiten auf-
weisen, wird die gleiche Analyse für die Landtagswahl in Rheinland-Pfalz durch-
geführt. Da beide Landtagswahlen zum selben Zeitpunkt stattfanden, können 
kontextuelle Faktoren, die das Wahlverhalten beeinflussen können, konstant 
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gehalten werden.3 Schließlich wird die zu erklärende Variable variiert, indem 
nicht nur der Einfluss der theoretisch als relevant identifizierten Faktoren auf die 
SPD-Wahlabsicht, sondern auch auf eine Parteiidentifikation mit bzw. subjektive 
Parteinähe zur SPD als dem Kernkonzept des sozialpsychologischen Modells des 
Wahlverhaltens (Campbell et al. 1960) ermittelt werden.

Zum anderen werden – um die Spezifika des Parteienwettbewerbs in Baden-
Württemberg untersuchen und die Konsequenzen für den Regierungsbildungspro-
zess 2016 analysieren zu können – Informationen zu den politikfeldspezifischen 
Positionen der Landesparteien benötigt. Diese werden – aufbauend auf einem 
bestehenden Datensatz – auf der Grundlage einer computergestützten Inhaltsana-
lyse der Wahlprogramme zu den Landtagswahlen 2011 und 2016 vorgenommen 
(vgl. Bräuninger und Debus 2012).

Die abhängige Variable für den ersten Schritt der Untersuchung umfasst Infor-
mationen darüber, ob ein in den Wahlstudien Befragter die Absicht hatte, SPD zu 
wählen oder nicht bzw. ob er oder sie angab, eine subjektive Nähe zur Sozialde-
mokratischen Partei zu empfinden. Die Ausprägungen dieser dichotom codierten 
abhängigen Variablen werden mit Variablen erklärt, die sich aus den in Abschn. 3 
kurz aufgeführten theoretischen Ansätzen ergeben. Die für die hier behandelte 
Fragestellung zentrale erklärende Variable ergibt sich aus der Berufsgruppe eines 
Befragten in Kombination mit der Variable „Gewerkschaftsmitgliedschaft“ als 
Indikator für die soziale Integration eines Befragten in das Arbeitermilieu. Sollte 
also die Erwartung zutreffen, dass die baden-württembergische SPD ein Pro-
blem hat, Wähler aus dem (gewerkschaftlich organisierten) Arbeitermilieu zu 
erreichen, dann sollte diese Variable keinen signifikant positiven Effekt auf die 
Wahlabsicht und Parteiidentifikation zugunsten der Sozialdemokraten ausüben, in 
Rheinland-Pfalz hingegen schon.

Gleichzeitig wird für weitere Variablen kontrolliert, denen ein Einfluss auf das 
individuelle Wahlverhalten allgemein und insbesondere auf die SPD-Wahlabsicht 
zugeschrieben werden kann. Einen positiven Effekt auf eine Wahlabsicht zuguns-
ten der SPD sollte eine der SPD zugewiesene Kompetenz für die Lösung des am 
wichtigsten angesehenen Problems, d. h. für die Handhabung der Atomenergie-
politik sowie von „Stuttgart 21“, bei der Landtagswahl 2011 ausüben. Kandida-
tenzentriertes Wählen in Form des Wunsches, dass der SPD-Spitzenkandidat – im 
Fall Baden-Württembergs Nils Schmid, für Rheinland-Pfalz 2011 Kurt Beck – 
(erneut) Ministerpräsident wird, sollte eine Wahlabsicht zugunsten der Sozialde-
mokraten wahrscheinlicher machen. Der Eingebundenheit von Landtagswahlen in 

3Das Datenmaterial wurde vom Archiv der GESIS bereitgestellt (ZA-Nr. 5625 und 5626).
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das deutsche Mehrebenensystem und die damit für die Wähler verbundene Mög-
lichkeit, die die Bundesregierung stellenden Parteien abzustrafen, wird mit der 
Integration einer Variable berücksichtigt, welche die Zufriedenheit eines Befrag-
ten mit der Bundesregierung umfasst. Sofern keine Zufriedenheit vorliegt, sollte 
bei beiden Landtagswahlen ein Anreiz bestanden haben, die SPD zu wählen, die 
2011 im Bundestag die Opposition gegen die schwarz-gelbe Bundesregierung 
anführte. Retrospektives Wählen wird anhand der Einschätzung der wirtschaftli-
chen Lage im Bundesland erfasst: als Oppositionspartei in Baden-Württemberg 
sollte die SPD von einer als gemischt oder schlecht eingestuften wirtschaftlichen 
Lage profitieren, wohingegen diese Variable einen negativen Effekt auf die Wahl-
absicht der in Rheinland-Pfalz von 2006 bis 2011 alleine regierenden Sozialde-
mokraten haben sollte. Schließlich wird in den logistischen Regressionsmodellen, 
die bei einer dichotom codierten abhängigen Variablen angebracht sind, noch für 
das Geschlecht der Befragten und für deren religiöse Orientierung kontrolliert.

Zur Ermittlung der Positionen der baden-württembergischen Parteien auf den 
beiden den deutschen Parteienwettbewerb maßgeblich prägenden Konfliktdimen-
sionen – dem Gegensatz zwischen einem „starken“, intervenierenden und einem 
„schwachen“, zurückhaltenden Staat in der Wirtschafts- und Sozialpolitik einer-
seits und dem Gegenüber von progressiv-liberalen und traditionell-konservativen 
Positionen in der Innen-, Rechts- und Gesellschaftspolitik andererseits (vgl. Laver 
und Hunt 1992; Pappi und Shikano 2004; Benoit und Laver 2006; Bräuninger 
und Debus 2012) – wird hier auf das rein computergestützte „Wordscores“-Ver-
fahren zurückgegriffen (Laver et al. 2003). Insbesondere für Deutschland, aber 
auch für eine Reihe weiterer westeuropäischer Staaten ergeben sich hohe Zusam-
menhangswerte zwischen den mit Wordscores ermittelten Parteipositionen und 
manuell erhobenen ideologischen Positionswerten im Zeitverlauf (vgl. Bräunin-
ger et al. 2013), sodass von einer hohen Zuverlässigkeit der hier ermittelten Werte 
ausgegangen werden kann.4 Einem auf der Grundlage dieses Verfahrens bereits 

4Das Verfahren geht von der Beobachtung aus, dass die Wortwahl politischer Akteure in 
ihren programmatischen Dokumenten oder Reden nicht nach dem Zufallsprinzip erfolgt. 
Vielmehr wird angenommen, dass man allein aufgrund der relativen Worthäufigkeit eines 
Dokuments auf dessen programmatische Position schließen kann. Vorab werden Referenz-
texte identifiziert, denen für die jeweilige Politikdimensionen Referenzwerte zugewiesen 
werden. Für die hier vorgenommene Analyse sind die Referenztexte die Bundestagswahl-
programme von Union, SPD, FDP und Grünen zu den Bundestagswahlen 1990 und 2002, 
das Wahlprogramm der PDS 2002 und das der NPD zur Bundestagswahl 2013. Die Refe-
renzwerte für die Parteipositionen sind den Expertenbefragungen von Laver und Hunt 
(1992) sowie von Benoit und Laver (2006) entnommen.
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erstellten Datensatzes, der die Positionen der deutschen Bundes- und Landespar-
teien seit Januar 1990 umfasst (Bräuninger und Debus 2008, 2012), wurden die 
zu den Landtagswahlen in Baden-Württemberg verfassten Wahlprogramme von 
CDU, Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP, Die Linke und AfD hinzugefügt. 
Zudem erlaubt dieser Datensatz mithilfe multivariater Regressionsmodelle5 die 
Ermittlung der Determinanten der Koalitionsbildung in Bund und Ländern, auf 
deren Grundlage sich wiederum die Wahrscheinlichkeit für jede mögliche Koaliti-
onsoption, die sich aus der Anzahl der parlamentarisch vertretenen Parteien 
ergibt, sowie die Chancen berechnen lassen, dass eine Partei allgemein an der 
nächsten Regierung beteiligt sein wird (Bräuninger und Debus 2008, S. 328 ff.; 
Linhart et al. 2010, S. 248 ff.; Debus und Müller 2011; Glasgow und Golder 
2015).

5	� Ergebnisse

Die Präsentation der Ergebnisse der Analyse erfolgt in zwei Schritten. Zunächst 
werden die Determinanten der SPD-Wahlabsicht und SPD-Parteiidentifikation in 
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz zu den Landtagswahlen 2011 mithilfe 
logistischer Regressionsmodelle ermittelt, um so die Frage zu beantworten, ob 
den Sozialdemokraten im Südweststaat der „sozialstrukturelle Unterbau“ fehlt, 
was zu einer Erklärung ihres zunehmend schlechten Abschneidens bei Wahlen in 
Baden-Württemberg beitragen würde. In einem zweiten Schritt werden die pro-
grammatischen Positionen der Parteien in Baden-Württemberg zu den Landtags-
wahlen 2011 und 2016 präsentiert, Positionsverschiebungen interpretiert und auf 
der Grundlage gängiger Koalitionstheorien die Wahrscheinlichkeit des Eintretens 
verschiedener Koalitionsmöglichkeiten ermittelt und diskutiert.

5Aus Platzgründen wird auf die Ausweisung der Ergebnisse der einzelnen bedingten logis-
tischen Regressionen verzichtet. Für eine ausführliche Darstellung vgl. Bräuninger und 
Debus (2008, 2012, S. 181 ff.) sowie Debus und Müller (2011).
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Tab. 2   Determinanten der SPD-Wahlabsicht (Modell 1) und SPD-Parteiidentifikation 
(Modell 2) zur Landtagswahl 2011 in Baden-Württemberg

SPD-Wahlabsicht SPD-Parteiidentifi-
kation

Haupterklärungsvariablen

Arbeiter 0,12 0,10

(0,29) (0,26)

Gewerkschaftsmitglied/-haushalt 0,55* 0,32

(0,23) (0,22)

Arbeiter x Gewerkschaftsmitglied/-haushalt −0,42 −0,05

(0,50) (0,46)

Kontrollvariablen

Evangelisch −0,06 0,44*

(0,20) (0,19)

Konfessionslos −0,10 −0,05

(0,25) (0,24)

Frau −0,33+ −0,38*

(0,19) (0,18)

Ministerpräsidentenpräferenz: Nils Schmid 1,59** 1,16**

(0,19) (0,18)

Allgemeine wirtschaftliche Lage: (eher) 
schlecht

0,15 0,20

(0,20) (0,18)

Allgemeine Problemlösungskompetenz: SPD 2,40** 1,79**

(0,19) (0,18)

Übereinstimmung Atomkraftpolitik: SPD 1,08** 0,89**

(0,25) (0,23)

Übereinstimmung Stuttgart 21: SPD 0,78** 0,29

(0,24) (0,23)

Zufriedenheit mit der Bundesregierung 0,01 −0,06+

(0,04) (0,03)

Konstante −3,26** −2,57**

(0,34) (0,30)

(Fortsetzung)
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5.1	� Determinanten der SPD-Wahlabsicht und –
Parteiidentifikation in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz

Die Ergebnisse der logistischen Regressionsmodelle mit der abhängigen Varia-
ble, ob ein Befragter eine Wahlabsicht zugunsten der SPD (Modell 1) oder eine 
subjektive Nähe zu den Sozialdemokraten (Modell 2) im Rahmen der Landtags-
wahlstudie der Forschungsgruppe Wahlen 2011 angab oder nicht, sind in Tab. 2 
abgetragen. Die Ergebnisse des ersten Modells zeigen, dass Befragte, die selbst 
Gewerkschaftsmitglied sind oder in einem Gewerkschaftshaushalt leben, eine 
höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen, eine Wahlabsicht zugunsten der Sozialde-
mokraten in Baden-Württemberg 2011 geäußert zu haben. Gleiches gilt, wenn 
ein Befragter den SPD-Spitzenkandidaten Nils Schmid als Ministerpräsidenten 
präferierte, der SPD die Lösungskompetenz bei dem als am wichtigsten angese-
henen Problem zuwies, als auch die Sozialdemokraten als die Partei nannte, die 
seine Einstellungen in Fragen von „Stuttgart 21“ sowie dem Issue „Atomkraft“ 
am ehesten vertritt. Eine subjektiv empfundene Parteinähe zur SPD hat ebenfalls 
in statistisch signifikanter Weise die Wahrscheinlichkeit erhöht, die SPD bzw. ihre 
Wahlkreiskandidaten in Baden-Württemberg zur Landtagswahl 2011 zu wäh-
len. Die für die hier gestellte Fragestellung zentrale Variable – die Zugehörigkeit 
eines Befragten zur Berufsgruppe der Arbeiter – weist hingegen keinen von Null 
verschiedenen Effekt auf: Arbeiter in Baden-Württemberg hegen keine signifi-
kant höhere Wahrscheinlichkeit zur Wahl der Partei, welche die Interessen ihrer 
Berufsgruppe gemäß ihrem – historisch gewachsenen – Selbstverständnis wie 
auch dem theoretischen Ansatz des in der Sozialstruktur verankerten interesse-
geleiteten Wählens repräsentiert. Auch der Interaktionseffekt zwischen Gewerk-
schaftsgebundenheit und Arbeiterstatus ist nicht signifikant. Es sind – entgegen 
den sich für die Bundesrepublik insgesamt ergebenden Resultaten (vgl. Pappi 
und Brandenburg 2010; Debus 2010, 2012) – in Baden-Württemberg nicht die 

Tab. 2   (Fortsetzung)

SPD-Wahlabsicht SPD-Parteiidentifi-
kation

N 1393 1393

Pseudo R2 0,394 0,275

AIC 861.00 982.80

Anmerkungen: Angegeben sind nicht standardisierte Regressionskoeffizienten mit Stan-
dardfehlern in Klammern. Signifikanzniveaus: + p < 0.10, * p < 0.05; ** p < 0.01
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(gewerkschaftsgebundenen) Arbeiter, die eine signifikant höhere Wahrscheinlich-
keit der SPD-Wahl aufweisen. Vielmehr führt die Mitgliedschaft in einer Gewerk-
schaft nur bei den Befragten, die einer anderen Berufsgruppe als den Arbeitern 
angehören, zu einer signifikant höheren SPD-Wahlabsicht (vgl. Abb. 1). An den 
Ergebnissen ändert sich mit Hinblick auf die Haupterklärungsvariablen nichts 
Wesentliches, wenn nicht die SPD-Wahlabsicht, sondern die subjektive Nähe zur 
SPD als abhängige Variable in der Regressionsanalyse herangezogen wird (vgl. 
Modell 2 in Tab. 2). Gemäß Abb. 2 ist vor allem die Gewerkschaftsmitgliedschaft 
ausschlaggebend für eine SPD-Wahlabsicht und SPD-Parteiidentifikation in 
Baden-Württemberg 2011, und dies auch nur bei Befragten, die nicht der Berufs-
gruppe der Arbeiter angehören.

Für den Fall der Determinanten der SPD-Wahlabsicht in Rheinland-Pfalz (vgl. 
Tab. 3), wo 2011 gleichzeitig mit Baden-Württemberg Landtagswahlen stattfan-
den, ergibt sich ein leicht anderes Bild. Während auch hier eine der SPD zuge-
wiesene Problemlösungskompetenz sowie eine Präferenz für Kurt Beck als 
künftigen Ministerpräsidenten die Chance statistisch signifikant erhöht haben, dass 
ein Befragter eine Wahlabsicht zugunsten der Sozialdemokraten hegt oder sich mit 
ihr identifiziert, so gilt letzteres – im Gegensatz zu Baden-Württemberg – auch 
für die Berufsgruppe der gewerkschaftlich gebundenen Arbeiter und damit für die 
soziale Gruppe, die gemäß ihrer sozialstrukturell determinierten Interessenlage 
eine besondere Affinität zur Wahl der SPD aufweisen sollte. Abb. 2 verdeutlicht 
dies grafisch: Gewerkschaftlich gebundene Arbeiter wiesen 2011 in Rhein-
land-Pfalz eine Chance von rund 41 % auf, sich mit der SPD zu identifizieren, 

.15

.2

.25

.3

.35

Kein Arbeiterstatus

Kein Gewerkschaftshaushalt

Gewerkschaftshaushalt

.1

.15

.2

.25

.3

.35

Arbeiterstatus Kein Arbeiterstatus Arbeiterstatus

Kein Gewerkschaftshaushalt
Gewerkschaftshaushalt

Abb. 1   Effekt des Arbeiterstatus in Abhängigkeit der Gewerkschaftsgebundenheit auf die 
SPD-Wahlabsicht (links) und die SPD-Parteiidentifikation (rechts) in Baden-Württemberg 
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Tab. 3   Determinanten der SPD-Wahlabsicht zur Landtagswahl 2011 in Rheinland-Pfalz

Anmerkungen: Angegeben sind nicht standardisierte Regressionskoeffizienten mit Stan-
dardfehlern in Klammern.   Signifikanzniveaus: + p < 0.10, * p < 0.05; ** p < 0.01

SPD-Wahlabsicht SPD-Parteiidentifi-
kation

Haupterklärungsvariablen

Arbeiter 0,26 −0,54+

(0,28) (0,29)

Gewerkschaftsmitglied/-haushalt −0,06 −0,03

(0,25) (0,24)

Arbeiter x Gewerkschaftsmitglied/-haushalt 0,26 1,18*

(0,51) (0,50)

Kontrollvariablen

Evangelisch 0,44* 0,47*

(0,21) (0,20)

Konfessionslos 0,29 0,32

(0,26) (0,26)

Frau 0,28 0,21

(0,19) (0,19)

Ministerpräsidentenpräferenz: Kurt Beck 1,69** 1,24**

(0,24) (0,24)

Allgemeine wirtschaftliche Lage: (eher) gut −0,06 −0,11

(0,20) (0,19)

Allgemeine Problemlösungskompetenz: SPD 2,11** 1,99**

(0,19) (0,20)

Übereinstimmung Atomkraftpolitik: SPD 0.66** 0,37

(0,25) (0,24)

Zufriedenheit mit der Bundesregierung 0,00 −0,05

(0,03) (0,03)

Konstante −3,45** −2,79**

(0,36) (0,34)

N 955 955

Pseudo R2 0,337 0,281

AIC 778.32 800.83
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gewerkschaftlich nicht gebundene Wähler bzw. Befragte aus anderen Berufsgrup-
pen ohne Gewerkschaftshintergrund hatten nur eine Wahrscheinlichkeit von 18 
bzw. 24 %, eine subjektive Parteinähe zur SPD anzugeben.

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass – im Unterschied 
zu den am gleichen Termin stattfindenden Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz 
im März 2011 – die SPD in Baden-Württemberg in Übereinstimmung mit der 
in Abschn. 2 hergeleiteten Erwartung keine Basis unter der (gewerkschaftlich 
gebundenen) Arbeiterschaft hatte. Dieses Fehlen eines sozialstrukturell determi-
nierten und stabilen „Wählersockels“ kann eine Erklärung dafür darstellen, dass 
die Sozialdemokraten in Baden-Württemberg nicht nur bei den Landtagswahlen 
2011, sondern auch bei den folgenden, in Tab. 1 dargestellten Wahlen schwache 
Ergebnisse erzielt haben und bei der Landtagswahl 2016 nur 12,7 % der Stimmen 
erreichten.

5.2	� Parteienwettbewerb und Regierungsbildung 
in Baden-Württemberg zwischen 2011 und 2016

Gemäß den Ergebnissen der „Wordscores“-Analyse haben sich die Muster des 
Parteienwettbewerbs in Baden-Württemberg zwischen 2011 und 2016 kaum ver-
ändert. Ihre Positionen in statistisch signifikanter Form haben insbesondere die 
FDP sowie Bündnis 90/Die Grünen und die CDU verschoben. Während die Libe-
ralen ihre – für eine liberale Partei typische – auf tendenziell weniger staatlichen 
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Abb. 2   Effekt des Arbeiterstatus in Abhängigkeit der Gewerkschaftsgebundenheit auf 
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Einfluss setzende Position beibehalten haben, hat die FDP ihre gesellschafts-
politisch sehr progressive Position 2011 zur Landtagswahl 2016 deutlich abge-
schwächt. Dies mag mit der Flüchtlingskrise und der zunehmenden Skepsis 
innerhalb der Bevölkerung zur Integrationsfähigkeit der Menge an Migranten 
zu tun haben, da die gesellschaftspolitische Dimension auch Fragen der Auslän-
derpolitik mit abdeckt. Diese programmatische Verschiebung der FDP weg von 
SPD und Grünen und in Richtung der Position der Union sollte potenzielle Ver-
handlungen über eine „Ampelkoalition“ schwieriger machen. Die CDU hat ihre 
gesellschaftspolitisch moderat konservative Position beibehalten und ist auf der 
sozio-ökonomischen Links-Rechts-Achse weiter in die Mitte gerückt. Auch dies 
ist typisch für eine christdemokratische Partei in Europa (Laver und Hunt 1992; 
Benoit und Laver 2006). Die baden-württembergischen Grünen haben ihre – ohne-
hin schon sehr moderate (Bräuninger und Debus 2012, S. 61 ff.) – Position noch 
weiter wirtschaftspolitisch nach rechts verschoben sowie ihre gesellschaftspoli-
tisch progressiven Standpunkte weiter abgemildert. Die SPD wie die Linke haben 
ihre programmatischen Positionen nicht geändert; in der baden-württembergischen 
ideologischen Parteienkonstellation stehen die Sozialdemokraten und insbeson-
dere die Linke für eher staatsinterventionistische Positionen in der Wirtschaftspo-
litik und treten – jedoch in einem weniger starken Ausmaß als die Grünen – für 
gesellschaftspolitisch progressive Politikinhalte ein. Die zur Landtagswahl 2016 
erstmals angetretene AfD markiert – erwartungsgemäß – das rechte Ende des 
Spektrums in gesellschaftspolitischen Fragen, ist jedoch wirtschafts- und sozial-
politisch überraschend moderat ausgerichtet, was mit dem Austritt des wirtschafts-
liberalen Flügels aus der Partei 2015 erklärt werden könnte. Wenn lediglich die 
programmatische Ausrichtung der Parteien ausschlaggebend für die Regierungs-
bildung wäre, dann würde die in Abb. 3 präsentierte Parteienkonstellation für eine 
Zusammenarbeit aus SPD, Grünen und Linken sprechen. Diese drei Parteien bil-
den einen programmatisch kohärenten Block. Eine Kooperation zwischen CDU, 
FDP und AfD müsste größere inhaltliche Distanzen überbrücken; letzteres würde 
umso mehr für eine schwarz-grüne Koalition oder eine „Jamaika-Koalition“ aus 
Union, Grünen und Liberalen gelten. Auch eine „Deutschland-Koalition“ aus 
CDU, SPD und FDP dürfte Probleme haben, sich auf Politikkompromisse insbe-
sondere in wirtschaftspolitischen, aber auch in gesellschaftspolitischen Fragen zu 
einigen.

Diese Betrachtungsweise bezieht jedoch nicht die sich aus den office-orien-
tierten Koalitionstheorien sowie den institutionell-kontextuellen Faktoren erge-
benden weiteren Variablen in die Ermittlung der Wahrscheinlichkeit aller 
theoretisch möglichen Koalitionsoptionen ein. Im Folgenden wird daher auf der 



36 M. Debus

Grundlage eines bedingten logistischen Regressionsmodells, das Variablen aus 
dem Bereich der office-, policy- und (semi-)institutionellen Koalitionstheorie 
umfasst und auf Daten zu allen 98 Regierungsbildungsprozessen in den deutschen 
Bundesländern zwischen 1990 und 2015 basiert (vgl. Bräuninger und Debus 
2008; Debus und Müller 2011), die Wahrscheinlichkeiten dafür ermittelt, dass 
sich die aufgrund der Anzahl und Stärke der im Landtag in Stuttgart vertretenen 
Fraktionen theoretisch möglichen Koalitionen auch tatsächlich bilden. Um die 
Effekte ausgewählter Variablen – insbesondere der Koalitionsaussagen der Par-
teien – auf die Wahrscheinlichkeit verschiedener Koalitionsoptionen zu überprü-
fen, werden drei Szenarien gewählt, auf deren Grundlage die Schätzung der 
Koalitionswahrscheinlichkeiten basiert.6 Aufgrund des Wahlergebnisses gehören 
dem Landtag von Baden-Württemberg fünf Parteien an: Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU, SPD, AfD und FDP. Die Anzahl der theoretisch möglichen Koalitionen 
liegt damit – gemäß der Formal 2n-1, wobei n für die Anzahl aller im Parlament 

6Eine Situation, in der Grüne und SPD bzw. CDU und FDP jeweils eine Mehrheit ohne 
einen weiteren Partner erreichen, lassen wir unberücksichtigt. Diese zwei Koalitionen sind 
die von den jeweiligen Parteien ohnehin präferierten Optionen und würden sich – auch 
gemäß den Modellschätzungen – bei gegebener Mehrheit mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit auch bilden.

Abb. 3   Programmatische 
Positionen ausgewählter 
Parteien zu den 
Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg, 
2011–2016. (Quelle: eigene 
Berechnungen auf der 
Grundlage des Datensatzes 
von Bräuninger und Debus 
2008, 2012)
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vertretenen Parteien steht – bei 31. Das erste Szenario berücksichtigt nicht die 
Ablehnung einer „Ampelkoalition“ seitens der FDP, das zweite Szenario hinge-
gen schon. Szenario 3 fügt der zweiten Konstellation die Information hinzu, dass 
die CDU eine Koalition mit Bündnis 90/Die Grünen ausschließt, in der die Grü-
nen die stärkste Partei sind, was auf Äußerungen des CDU-Spitzenkandidaten 
Guido Wolf in der Woche vor der Wahl basiert.

Tab. 4 weist die Eintrittswahrscheinlichkeiten ausgewählter Koalitionsopti-
onen für die drei dargelegten Szenarien aus. Gemäß dem ersten Szenario, dass 
nur den Ausschluss der AfD vom Koalitionsspiel, nicht aber die Ablehnung einer 
Ampelkoalition durch die FDP berücksichtigt, wäre eine grün-schwarze Koali-
tion mit 44,6 % leicht wahrscheinlicher als eine Ampelkoalition (35,7 %). Eine 
Eintrittswahrscheinlichkeit von 12,3 % erreicht die so genannte „Deutschland-
Koalition“ aus CDU, SPD und FDP. Deren Chance auf Formierung würde leicht 
auf 19,1 % anwachsen, wenn in die Analyse mit einbezogen würde, dass die FDP 
eine Ampelkoalition nach der Wahl ausschließt. Allerdings wäre die Bildung 
einer grün-schwarzen Koalition mit 69,4 % das bei weitem wahrscheinlichste 
Ergebnis des Regierungsbildungsprozesses. Würde – gemäß Szenario 3 – Grün-
Schwarz als ausgeschlossen betrachtet, dann bliebe nur die Deutschlandkoalition 

Tab. 4   Eintrittswahrscheinlichkeiten ausgewählter Koalitionsoptionen

Anmerkung: Ergebnisse basieren auf der Schätzung der Determinanten der Regierungsbil-
dung in den deutschen Bundesländern von 1990 bis 2015 mithilfe einer bedingten logis-
tischen Regression (McFadden 1973; Martin und Stevenson 2001; Bräuninger und Debus 
2008, Debus und Müller 2011)

Koalitionsoption Szenario 1
Wahlergebnis; Aus-
schluss der AfD vom 
Regierungsbildungs-
prozess (%)

Szenario 2
Wahlergebnis; Aus-
schluss der AfD vom 
Regierungsbildungs-
prozess; FDP schließt 
a priori Ampelkoali-
tion aus (%)

Szenario 3
Wahlergebnis; Aus-
schluss der AfD vom 
Regierungsbildungs-
prozess; FDP schließt 
eine Ampelkoalition 
a priori aus; CDU 
lehnt Beteiligung an 
einer von Grünen 
geführten Koalition 
ab (%)

Grüne-CDU 44,6 69,4 <0,1

Grüne-SPD-FDP 35,7  <0,1 <0,1

CDU-SPD-FDP 12,3  19,1 69,4

Grüne-SPD 4,5  7  25,6

Andere 2,9  4,4 4,9
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als Ausweg und wäre deutlich wahrscheinlicher als eine grün-rote Minderheitsre-
gierung. Insgesamt betrachtet ergibt sich – gemäß des die Realität vor der Land-
tagswahl 2016 abbildenden zweiten Szenarios – ein durchaus klares Bild: eine 
Koalition aus Grünen und CDU dominiert die Alternative einer Dreierkoalition 
aus CDU, SPD und FDP, in der die stärkste Partei im Parlament – die Grünen – 
nicht miteinbezogen wäre.

Eine Möglichkeit, die „Dominanz“ einer Partei im Regierungsbildungspro-
zess zu ermitteln, ergibt sich aus der Summe der ermittelten Wahrscheinlichkei-
ten für die potenziellen Koalitionen, an denen eine Partei beteiligt wäre (Tavits 
2008; Glasgow und Golder 2015). Je höher der Wert, desto wahrscheinlicher ist 
es, dass eine Partei – in welcher Kombination auch immer – Teil der künftigen 
Regierung ist. Tab. 5 gibt – wiederum differenziert nach den drei Szenarien – die 
Wahrscheinlichkeitswerte an, mit der die fünf im Landtag vertretenen Parteien in 
der Regierung vertreten sein werden.

Gemäß dem ersten Szenario sind die Grünen die Partei, die mit höchster 
Wahrscheinlichkeit Teil der künftigen Regierung werden sollte. Wird jedoch die 
Ablehnung der Ampelkoalition durch die FDP berücksichtigt, dann ist die CDU 
mit einer Wahrscheinlichkeit von knapp 92 % in der künftigen Regierung vertre-
ten, die Grünen mit gut 80 %. Durch die Absage der Liberalen an ein Bündnis 
mit Grünen und SPD sank die Chance von FDP und Sozialdemokraten gegenüber 

Tab. 5   Wahrscheinlichkeiten der Regierungsbeteiligung der im Landtag vertretenen 
Parteien

Anmerkung: siehe Tab. 4

Partei Szenario 1
Wahlergebnis; Ausschluss 
der AfD vom Regierungs-
bildungsprozess (%)

Szenario 2
Wahlergebnis; Ausschluss 
der AfD vom Regie-
rungsbildungsprozess; 
FDP schließt eine a priori 
Ampelkoalition aus (%)

Szenario 3
Wahlergebnis; Aus-
schluss der AfD vom 
Regierungsbildungs-
prozess; FDP schließt 
eine Ampelkoalition a 
priori aus; CDU lehnt 
Beteiligung an einer 
von Grünen geführten 
Koalition ab (%)

Grüne 87,3  80,2 27,9

CDU 59,1  91,9 70,4

SPD 53,9  28,4 95,8

AfD <0,1  <0,1 <0,1 

FDP 49,5  21,5 70,5 
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Szenario 1 deutlich ab, an der Regierung beteiligt zu sein. Würde man die in Sze-
nario 3 berücksichtigte Aussage von Guido Wolf ernst nehmen, dass die CDU 
nicht in eine von den Grünen geführte Koalitionsregierung eintreten würde, dann 
profitieren davon neben den Christdemokraten vor allem die SPD, die mit einer 
Wahrscheinlichkeit von knapp 96 % im Stuttgarter Kabinett vertreten wäre. Auch 
die FDP hat in dieser Konstellation – maßgeblich bedingt durch die Aussichten 
für die so genannte „Deutschland-Koalition“ – Chancen von rund 70 %, Reprä-
sentanten in das künftige Kabinett zu entsenden. CDU, SPD und FDP liegen 
damit deutlich vor den Chancen der Grünen, in die künftige Regierung einzuzie-
hen. Durch den Ausschluss der AfD vom Koalitionsspiel durch alle anderen Par-
lamentsparteien ist die Chance der „Alternative für Deutschland“ nahe Null, in 
der nächsten Landesregierung vertreten zu sein.

Aus diesem Blickwinkel betrachtet war – allerdings nur in Kombination mit 
der Absage von Guido Wolf an eine CDU-Beteiligung an einer von den Grünen 
geführte Koalitionsregierung – der Schachzug der Liberalen, eine Ampelkoali-
tion auszuschließen, nicht unklug: zum einen hatte die FDP im Wahlkampf nicht 
das Problem, dass ihnen Stimmen frustrierter CDU-Anhänger verloren gehen, die 
der Regierung aus Grünen und SPD überdrüssig sind. Gleichzeitig ergab sich so 
eine Koalitionsoption mit Christ- und Sozialdemokraten, in der die FDP mehr 
von ihren Inhalten hätte umsetzen und damit die Interessen ihrer Anhängerschaft 
besser hätte bedienen können als in einer Ampelkoalition. Zusammengefasst zeigt 
sich, dass die CDU trotz eines schwachen Abschneidens gute Chancen hat, in der 
nächsten Landesregierung vertreten zu sein, obwohl sie nur zweitstärkste Partei 
im Parlament geworden ist.

6	� Schlussbetrachtung

Ziel dieses Beitrags war es, die „verrückten Verhältnisse“ der baden-württember-
gischen Parteienkonstellation zu erklären, die sich nach der Landtagswahl 2011 
ergeben haben. Dazu wurde die Entwicklung des Parteienwettbewerbs und die 
Wahlergebnisse im Zeitraum von 2011 bis 2016 dargestellt, um anschließend 
Erwartungen auf der Grundlage gängiger Theorien des Wahlverhaltens im Hin-
blick auf die strukturelle Schwäche der SPD sowie – mit Rückgriff auf Theo-
rien der Koalitions- und Regierungsbildung – das wahrscheinliche Ergebnis des 
Regierungsbildungsprozesses und die Chancen der Präsenz der Parteien in der 
Landesregierung abzuleiten. Die Ergebnisse haben gezeigt, dass die Sozialde-
mokraten, partiell im Gegensatz zu Rheinland-Pfalz, nicht auf eine besondere 
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Unterstützung aus der Berufsgruppe der ihnen eigentlich aus interessegeleiteter 
Perspektive nahestehenden (gewerkschaftlich gebundenen) Arbeiter zurückgrei-
fen können, was ein Baustein für die Erklärung für das schwache Abschneiden 
der SPD im Südwesten sein kann. Im Hinblick auf die Koalitionsbildung ergeben 
sich – je nach Sitzverteilung im Landtag und wenn keine typische „Lagerkoali-
tion“ eine Mehrheit erhält – hohe Wahrscheinlichkeiten für eine grün-schwarze 
Koalition, wenn man die Aussage des CDU-Spitzenkandidaten Guido Wolf igno-
riert, nicht unter grüner Führung in einer Koalition einzutreten. Die Chancen 
auf eine Ampelkoalition waren gering, da die FDP vor der Wahl klare negative 
Signale im Hinblick auf eine gemeinsame Koalition mit SPD und Grünen an die 
Wählerschaft gesendet hat.

Nicht berücksichtigt werden konnten die Koalitionspräferenzen der Wähler, 
von denen ebenfalls ein signifikanter Einfluss auf die Koalitionsbildung – zumin-
dest in den deutschen Bundesländern – ausgeht (Debus und Müller 2013). Wenn 
Wähler bestimmte Parteienkombinationen auch aus inhaltlichen Gründen und 
geringer programmatischer Distanz bevorzugen (vgl. hierzu Debus und Mül-
ler 2014) und Parteien dies wissen, dann sollten Parteien eher solche Koalitio-
nen bilden, die mehrheitlich bevorzugt werden, da diese Koalition Politikinhalte 
implementieren würde, die von einer Mehrheit der Wähler gut geheißen würden. 
Letzteres sollte sich schlussendlich positiv auf den Stimmenanteil der Koalitions-
parteien bei der folgenden Wahl auswirken.

Welche Bilanz lässt sich für die baden-württembergischen Parteien einerseits 
und für künftige Regierungs- und Koalitionsbildungsprozesse insbesondere mit 
Hinblick auf die Bundestagswahl 2017 andererseits ziehen? Die SPD als klei-
ner Koalitionspartner in Stuttgart hatte nicht nur das Problem, ihre traditionelle 
Anhängerschaft zu mobilisieren – sie konnte 2016 noch nicht einmal das Direkt-
mandat im durch ein starkes Industriearbeitermilieu gekennzeichneten Mannhei-
mer Norden gewinnen –, sondern wurde auch nicht – trotz der Besetzung eines 
Superministeriums mit ihrem Spitzenkandidaten Nils Schmid – für die gute 
wirtschaftliche Lage im Südwesten honoriert. Dieser Bonus entfiel – wie häu-
fig auf nationaler Ebene als auch im internationalen Vergleich (vgl. Debus et al. 
2014) – auf die größte Regierungspartei, die auch den Regierungschef stellt. Die 
CDU wird im Falle einer grün-schwarzen Koalition Gefahr laufen, ein ähnliches 
Schicksal zu erleiden.

Die im Vergleich zur Bundesebene andere Anordnung des Parteiensystems in 
Baden-Württemberg mit den Grünen als zweistärkster oder gar stärkster Partei, 
der SPD an dritter Stelle und der parlamentarischen Präsenz von AfD und FDP, 
nicht aber der Linken, macht es schwierig, den Südweststaat als Vorlage für Koa-
litionsspekulationen im Bund oder in anderen Bundesländern heranzuziehen. 
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Dennoch lassen sich einige Trends identifizieren. Die Tatsache, dass die FDP eine 
Koalition mit Grünen und SPD zumindest nicht rundweg ausgeschlossen hat und 
in Rheinland-Pfalz eine Ampelkoalition schließlich bildete, lässt diese Option 
in Berlin wieder in den Bereich der Möglichkeiten rücken. Ob – aufgrund der 
Schwäche von CDU und SPD in Baden-Württemberg – eine sogenannte schwarz-
rot-gelbe „Deutschland-Koalition“ auf Bundesebene auch ernsthaft diskutiert 
werden wird, erscheint fraglich, da die Grünen wohl nicht die SPD als zweit-
stärkste Partei auf Bundesebene ablösen werden, sodass CDU/CSU und SPD 
wahrscheinlich auch 2017 eine gemeinsame Mehrheit im Bundestag erreichen 
dürften. Allerdings gilt, dass das koalitionspolitische Lagerdenken zwischen einer 
bürgerlichen Koalition aus Union und FDP einerseits sowie SPD und Grünen und 
gegebenenfalls der Linken andererseits starke Risse bekommen hat. Das rasche 
Aufkommen neuer Parteien wie kurzfristig der Piraten und, je nachdem wie sich 
die Flüchtlingskrise weiter entwickelt, eventuell längerfristig der AfD macht 
Mehrheiten für die klassischen Lagerkoalitionen unwahrscheinlich, sodass unor-
thodoxe Dreierbündnisse nicht nur auf Landes-, sondern auch auf Bundesebene 
wahrscheinlicher werden.
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